
I 

Liechtensteiner  Volksblat t  A u s l a n d  Dienstag, 8. F e b r u a r  2000 23 

N A C H R I C H T E N  

Rund 100 Tote in 
Burundi 
B U J U M B U R A :  Bei blutigen Auseinanderset
zungen zwischen de r  Armee  und Hutu-Rebel-
len in Burundi sind a m  Wochenende etwa hun
der t  Menschen getötet worden. Die Zusam-
menstösse ereigneten sich nach Berichten des  
staatlichen Radios vom Montag in Tenga, etwa 
30 Kilometer nord- östlich d e r  Haupstadt  Bu-
jumbura.  Zehn  de r  Rebellen hät ten sich d e r  Po
lizei ergeben, hiess es. Dies wurde von keiner of
fiziellen Stelle bestätigt. Das ostafrikanische 
Land befindet sich seit de r  Ermordung des da
maligen Präsidenten Melchior Ndadaye 1993 im 
Bürgerkrieg. Im Konflikt zwischen de r  von d e n  
Tütsl dominierten Armee  und den  Hutu-  R e 
bellen wurden bereits mehr als 200 000 Men
schen getötet. A m  21. Februar  soll in Arusha in 
Tansania eine neue  Runde  der  Friedensge
spräche aufgenommen werden. D e r  frühere 
südafrikanische Staatschef Nelson Mandela will 
dabei vermitteln. 

Verfahren g$gen 
Anwalt von Öcalan 
ISTANBUL: In der  Türkei sind gegen einen 
ehemaligen Anwalt von PKK-Chef Abdullah 
Öcalan zwei Verfahren eingeleitet worden. D i e  
Staatsanwaltschaft wirft ihm vor, die Türkische 
Republik beschimpft und den Staatspräsiden
ten beleidigt zu haben. Ausserdem soll d e r  Ver
teidiger Ahmet  Zeki Okcuoglu die Streitkräfte 
und die Regierung beschimpft haben, berichte
te die türkische Nachrichtenagentur Anadolu 
a m  Montag. Im Fall einer Verurteilung in beiden 
Fällen drohen dem Juristen Haftstrafen zwi
schen vier und  21 Jahren. D e m  Bericht zufolge 
soll Okcuoglu in einem Interview mit einem 
kurdischen Fernsehsender unter anderem ge
sagt haben: «Das Gericht wird Öcalan verurtei
len, aber  d e r  eigentlich Verurteilte wird d e r  tür
kische Staat sein.» Öcalan war im Juni vergan
genen Jahres wegen Hochverrats und zahlrei
cher Morde zum Tod verurteilt worden. E r  ist 
auf  de r  Gefängnis-Insel Imrali im Marmara-. 
meer inhaftiert. Derzeit ruht  der  Fall, da  sich die 
türkische Regierung darauf  geeinigt hat, eine 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte in Strassburg abzuwarten. 

Wahlpriifungs-Gericht 
zusammengetreten 
WIESBADEN: Wegen de r  Schwarzgeld-Affäre 
de r  hessischen Christdemokraten ( C D U )  ist am 
Montag in Wiesbaden das Wahlprüfungs- G e 
richt des Bundeslandes zusammengetreten. D i e  
fünf Juristen entscheiden, o b  die Landtagswahl 
vom 7. Februar 1999 erneut  überprüft werden 
soll. Die hessische C D U  hat te  nach eigenen A n 
gaben 1998 u n d  1999 e twa 1,5 Millionen Mark 
von ihrem geheimen Konto in der  Schweiz nach 
Deutschland transferiert. Nach Ansicht der  O p 
position verhalf das Geld  der  C D U  zu ihrem 
Sieg in de r  Landtagswahl. D e m  Wahlprüfungs-
Gericht liegen zahlreiche Einsprüche von Bür
gern gegen die Wahl vor. Nach der  hessischen 
Verfassung ist eine Landtagswahl ungültig, 
wenn «strafbare oder  gegen die guten Sitten 
verstossende Handlungen» ihr Ergebnis erheb
lich beeinflusst haben. 

Kein Geld für Vernich
tung chemischer Waffen 
MOSKAU: Russland kann nach offiziellen A n 
gaben aus Geldmangel seine Chemiewaffen 
nicht so schnell vernichten wie geplant. Nun soll 
der  Zeitplan geändert werden. Die Nachrichten
agentur Itar-Tass zitierte a m  Montag den  Vize-
Ministerpräsidenten Ilja Klebanow mit den 
Worten, das Land könne die Forderungen des  
1997 unterzeichneten internationalen Vertrags 
über  das Verbot von Chemiewaffen wahrschein
lich nicht einhalten. D e r  Vertrag verlangt von 
den Unterzeichnerstaaten, bis 2007 ihr gesamtes 
Chemiewaffenarsenal zu zerstören und  die Pro
duktionsstätten nu r  noch für zivile Zwecke zu 
nutzen. Bis 2002 sollte in Russland ein Fünftel 
der  Chemiewaffen zerstört worden sein. Nach 
Expertenmeinung gab  es  in Russland 1997 bei 
der  Unterzeichnung des Vertrags etwa 40 000 
Tonnen Chemiewaffen u n d  damit das weltgrös-
ste Arsenal. Die Kosten für die Vernichtung de r  
Waffen wurden seinerzeit au f  fünf Milliarden 
Dollar geschätzt. Allein die 24 Fabriken, die in 
Russland Chemiewaffen herstellen könnten, auf 
zivile Nutzung umzurüsten, koste etwa 110 Mil
lionen Dollar, erklärten russische Experten En
de 1999. Das  Land könne abe r  nur etwa zehn 
Prozent davon aufbringen. Die  italienische Re
gierung versprach Russland im Januar 8,3 Mil
lionen Dollar als Hilfe für das Projekt. 

Haider verklagt Klima 
Portugals Präsident sagt Wien-Besuch ab 

WIEN/BRÜSSEL: Der Kon-
flikt zwischen Österreich und 
der Europäischen Union (EU) 
hat am Montag zur Absage ei
nes Wien-Besuchs des portu
giesischen Staatspräsidenten 
Jorge Sampaio geführt. Der 
Besuch hätte anfangs März 
stattfinden sollen. 

Sampaios Staatsbesuch in Öster
reich sei auf  Wunsch Portugals «auf 
einen späteren Zeitpunkt verscho
ben» worden, berichtete die Kanzlei 
des österreichischen Bundespräsi
denten Thomas Klestil in Wien. Ein 
offizieller Grund  dafür wurde nicht 
genannt. 

Eine Absage des vom 1. bis 3. 
März geplanten Besuchs hatte 
schon seit mehreren Tagen in der  
Luft gelegen. Letzte Woche teilte 
Portugal mit, die Vorbereitungen 
für den Besuch seien gestoppt wor
den. Sampaio hät te  auch als Ehren
gast den  Opernball am 2. März be
suchen sollen, de r  diesmal Portugal 
gewidmet ist. 

Portugal ist in diesem Halbjahr 
EU-Ratsvorsitzender und  hatte ei
ne Erklärung veröffentlicht, in de r  
Österreich diplomatische Konse
quenzen für die Regierungsbeteili
gung de r  Freiheitlichen Partei 
(FPÖ) angekündigt wurden. 

Haiders Drohungen entschärft 
Die neue  österreichische Aussen-

ministerin Benita Ferrero-Waldner 
hat  sich inzwischen von den  Blocka
de-Drohungen des FPÖ-Chefs Jörg 
Haiders gegen die E U  distanziert. 

Die neue  österreichische Regie
rung werde Entscheidungen in den  
EU-Gremien nicht blockieren und 
die EU-Erweiterung unterstützen, 
betonte Ferrero-Waldner am Mon
tag im französischen Radio Europe 
1. «Ich habe keinesfalls vor, das Ve-

Immer wieder kommt es in Österreich zu Protestkundgebungen gegen Haider. 

torecht anzuwenden, weil dies über
haupt nichts bringt», sagte die ÖVP-
Politikerin. 

Die  EU-Kommission ha t  erneut 
bekräftigt, dass sie zu Österreich 
weiterhin ein völlig normales Ar
beitsverhältnis hat. In  Brüssel wur
de sowohl in Kreisen von Diploma
ten erneut betont, dass die angekün
digte Boykottdrohung d e r  14 E U -
Partnerländer keine Auswirkungen 
auf die Arbeit in den EU-Gremien 
haben sollte. 

Haider will Klima anklagen 
Haider kündigte eine Klage ge

gen dert"sozialdemokratischen Ex
Kanzler Viktor Klima an. E r  be
gründete dies damit, dass Klima 
nicht zugeben wolle, der  F P Ö  einige 

Ministerposten angeboten zu ha
ben. 

Klima wies Haiders Aussagen als 
Lüge zurück. E r  habe im Januar al
len Parteien angeboten, Experten in 
ein SPÖ-Minderheitskabinett zu 
entsenden, betonte Klima. 

Haider will mit de r  Klage «die 
Wahrheit zu Tage fördern». E r  wie
derholte zudem seinen Vorwurf ge
gen Klima und die SPÖ, für die in
ternationalen Proteste gegen die 
FPÖ-ÖVP-Regierung verantwort
lich zu sein. 

Auch die Rolle, die Bundespräsi
dent  Thomas Klestil dabei  gespielt 
habe, sollte vom österreichischen 
Nationalrat (Parlament) «im Detail  
geklärt werden», forderte Haider.  
A m  Sonntag hatte Haider Klima 

und Klestil verdächtigt, «politischen 
Hochverrat» an Österreich began
gen zu haben. 

Erneut Proteste 
A m  Sonntagabend hatten erneut 

mehrere tausend Menschen in Wien 
a n  einer Kundgebung gegen die 
neue rechtskonservative Regierung 
teilgenommen. Die Demonstranten 
marschierten von der  Innenstadt 
zur  Zentrale des österreichischen 
Fernsehsenders ORF. 

Dor t  hatte a m  Abend eine Dis
kussion mit Vertretern von Regie
rung und Opposition stattgefunden. 
Das  Fernsehgebäude wurde von 
Hunderten Poiizeibeamten abgerie
gelt. Für  die kommenden Tage sind 
weitere Kundgebungen geplant. 

450 Rebellen getötet 
Maschadow kündigt Rückeroberung von Grosny an 

MOSKAU/GENF: Russische TVup-
pen haben nach Angaben von Ver
teidigungsminister Igor Sergejew in 
Tschetschenien weitere 450 Rebel
len getötet. «Alle Leichen wurden 
gezählt», sagte der Minister am 
Montag in Moskau zu den Kämpfen 
der letzten 24 Stunden. 

Besonders heftige Kämpfe habe es  
südwestlich de r  von Russen erober
ten Hauptstadt Grosny gegeben, 
sagte der  für den  Tschetschenien-
Krieg zuständige Sprecher Sergej 
Jastrschembski. Dabei  seien etwa 
300 Tschetschenen getötet worden. 

Nach ihrem Abzug aus Grosny 
hätten Rebellen-Einheiten ver
sucht, bei den  Or t en  Katyr-Jurt, 
Schami-Jurt und Gechi-Tschu in das  
Bergland durchzubrechen. Sie seien 
in Feuergefechten vollständig auf
gerieben worden. 

Rückeroberung angekündigt 
Unterdessen kündigte d e r  tschet

schenische Präsident Aslan Ma
schadow die Rückeroberung Gros
nys an. «Für den  Augenblick haben 
wir die Stadt abgegeben. A b e r  wir 
werden sie uns später  zurückho
len», sagte e r  in einem Interview mit 
de r  spanischen Zei tung «La Vangu-
ardia» vom Montag. 

D e r  russische Übergangspräsi
den t  Wladimir Putin hatte a m  Sonn
tag den Sieg im wochenlängen 
Kampf  u m  die tschetschenische 
Hauptstadt erklärt. 

Nach Angaben von Sergejew be
endeten die russischen H u p p e n  ei
n e  erste Suche nach versteckten R e 
bellen in d e r  Stadt. «Einheiten, die 
a n  de r  Operat ion in Grosny teilge
nommen haben, wurden zu einer 
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Rund 20000 Zivilpersonen befinden sich noch in Grosny. 

kurzen Erholungspause von dort  
abgezogen, u m  sich wieder zu ord
nen», sagte d e r  Verteidigungsminis
ter  der Agentur  Itar-Tass weiter. 

Maschadow sagte, seine Streit
kräfte hät ten sich in vorbereitete 
Stellungen in die Berge zurückgezo
gen. D e r  gewählte tschetschenische 
Präsident bestritt russische Berich
te, wonach seine Thippen Ziele aus
serhalb von Tschetschenien angrei
fen wollten. «Wir brauchen weder 
Dagestan noch sonst  ein fremdes 
Territorium», sagte Maschadow. 

In den Bergen im Süden Tschet
scheniens halten sich nach russi
schen Angaben etwa 7000 Rebellen 
verschanzt, vor  allem in demTal von 
Wedeno u n d  d e r  Schlucht a m  Fluss 
Argun.1 Dorthin  flog die russische 
Luftwaffe von  Sonntag bis Montag
morgen e twa  60 Angriffe. In Mos

kau  beriet die Regierungsspitze un
t e r  Putins Vorsitz über Hilfsmass-
nahmen für das zerstörte Grosny. 
Die  Stadt solle schnellstmöglich 
Anlagen zur Wasseraufbereitung 
erhalten, hiess es. 

Humanitäre Organisationen 
warten ab 

Die humanitären Organisatio
nen  kehren aus Sicherheitsgründen 
vorerst nicht nach Grosny zurück. 
IKRK-Sprecherin Suzanne Berger  
sagte a m  Montag  in Genf, Grosny 
sei von Minen u n d  Springfallen 
übersät, s o  dass eine Rückkehr  
kurzfristig unmöglich sei. Das  
I K R K  verfügt nach Angaben Ber
gers über  keine Informationen 
über  die rund  20 000 Personen, die 
sich noch i n  Grosny aufhalten sol
len. 

50QJugos>la-

Nato getötet 
* BELGRAD/KRISTINA: Etwa 

500 Zivilisten sind nach Angaben<• 
einer - , ,  Menschenrechtsgruppe* 

. durch., "die;' NATO-Luftangriffe i 
auf Jugoslawien im vergangenen! 

| Frühjahr getötet worden JDie Äl«£ 
' lianz habe damit gegeu%tertu0; 
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I ministeriürii oder Regienmgen 
f'ariderer NXTO- - Mttgliedsstaa-'  ( 
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